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Mehr Anträge auf
Kriegsdienstverweigerung
Am Sonnabend teilte die Deutsche Friedensgesellschaft – Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) in Stuttgart mit:

Die Zahl der Kriegsdienstverweigerungsanträge (KDV) in Deutschland hat sich
in den ersten drei Monaten 2026 gegenüber dem Vorjahreszeitraum
verdreifacht. Das geht laut der DFG-VK aus der Antwort einer Sprecherin der
Bundeswehr in Köln auf eine kürzliche Anfrage der Friedensorganisation
hervor. Demnach haben 3.493 Menschen im ersten Quartal 2026 einen Antrag
auf Kriegsdienstverweigerung gestellt. Davon kamen 64 Anträge von aktiven
Soldat*innen, 236 von Reservist*innen und 3.193 von Männern, die noch nie bei
der Bundeswehr waren. Im Vorjahreszeitraum gingen insgesamt 1.094 Anträge
ein (Frage 50, BT-Drucksache 21/3772).
»Setzt sich der Trend fort, werden dieses Jahr deutlich über 15.000 Anträge auf
Kriegsdienstverweigerung gestellt werden«, so Cornelia Mannewitz,
Bundesprecherin der DFG-VK. Laut Mannewitz baten allein im April mehr als
1.000 Menschen die örtlichen Beratungsstellen der DFG-VK um Informationen
und Unterstützung bei ihrer Verweigerung. Nach den Worten der
Bundessprecherin waren das »nicht nur Jugendliche des Jahrgangs 2008, die
jetzt von Zwangserfassung und Fragebogen betroffen sind«, sondern auch
ältere Verweigernde. (…) »Diejenigen, die sich bei uns beraten lassen, wollen
nicht zum Töten von Menschen ausgebildet werden. Und sie wollen schon gar
nicht töten«, sagte Cornelia Mannewitz.

Die DFG-VK sehe im Wachstum der KDV-Zahlen »eine klare politische Absage
an das von Verteidigungsminister Boris Pistorius ausgerufene Ziel der
Kriegstüchtigkeit und die Bestrebungen der Bundesregierung, die Bundeswehr
zur stärksten konventionellen Armee Europas auszubauen«.

Am Sonntag nahm der Sozialverband VdK Deutschland zur Diskussion
um das Elterngeld Stellung:

Laut aktuellen Berichten prüft das Bundesfamilienministerium im Rahmen der
Haushaltsverhandlungen für 2027 Einsparungen in Höhe von rund 540
Millionen Euro. Auch familienpolitische Leistungen stehen dabei offenbar zur
Disposition. Der Sozialverband VdK warnt eindringlich vor Kürzungen beim
Elterngeld. »Familiengründung darf nicht zur existentiellen Frage werden«,
sagt Verena Bentele, Präsidentin des Sozialverbands VdK Deutschland. »Dass
das Elterngeld seit fast 20 Jahren nicht an die Inflation angepasst wurde und
nun auch noch Kürzungen diskutiert werden, ist das falsche Signal zur falschen
Zeit.« Für den VdK ist klar, welche roten Linien nicht überschritten werden
dürfen: Weder darf der Bezugszeitraum von derzeit 14 Monaten verkürzt noch
der Bezugssatz von 65 Prozent des Nettoeinkommens abgesenkt werden. Auch
Zuschläge für Geringverdienende sowie Mehrlings- und Geschwisterboni dürfen
weder gekürzt noch gestrichen werden.

https://dserver.bundestag.de/btd/21/037/2103772.pdf


Besorgniserregend ist aus Sicht des VdK, dass auch Kürzungen beim
Unterhaltsvorschuss für Alleinerziehende diskutiert werden. Diese wichtige
Leistung wurde erst 2017 allen Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern
zugänglich gemacht. (…) »Die soziale Ungleichheit zwischen Familien wächst
ohnehin. Sparmaßnahmen, die vor allem Kinder aus Familien mit wenig Geld
treffen, sind nicht akzeptabel«, so Bentele weiter. »Der Koalitionsvertrag sieht
ausdrücklich vor, das Elterngeld zu stärken und Mindest- sowie Höchstbetrag
anzuheben. Dieses Versprechen muss eingehalten werden.« Der VdK fordert die
Bundesregierung daher auf, Alleinerziehende, Familien mit Kindern mit
Behinderungen und Frühgeborenen sowie Familien mit geringem Einkommen
gezielt zu unterstützen. (…)
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